
Deutscher Bundestag Drucksache 15/3404
15. Wahlperiode 21. 06. 2004

Gesetzentwurf
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Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Postpersonalrechtsgesetzes

A. Problem und Ziel
Die Wettbewerbsfähigkeit der Post-AGs (Deutsche Post AG, Deutsche Post-
bank AG, Deutsche Telekom AG) ist durch das für die bei ihnen beschäftigten
Beamtinnen und Beamten geltende Dienstrecht eingeschränkt. Mit der vor-
gesehenen Gesetzesänderung soll es weiter flexibilisiert werden. Auch soll der
Leistungsgedanke gestärkt werden.

B. Lösung
Änderung des Postpersonalrechtsgesetzes, die es ermöglicht, den Beamtinnen
und Beamten Tätigkeiten insbesondere bei Tochterunternehmen der Post-AGs
zuzuweisen und durch Rechtsverordnung Entgeltregelungen zu erlassen, die
vergleichbar den Sonderzahlungs- und Leistungsentgeltregelungen für die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Post-AGs sind.

C. Alternativen
Keine

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte
1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand
Keine

2. Vollzugsaufwand
Aufwand für den Erlass von Sonderzahlungs- und Leistungsentgeltverordnun-
gen und von Jubiläumszuwendungsverordnungen, der personalwirtschaftlich
aber nicht relevant ist.

E. Sonstige Kosten
Sonstige Kosten sind nicht zu erwarten.
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Postpersonalrechtsgesetzes

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Postpersonalrechtsgesetzes

Das Postpersonalrechtsgesetz vom 14. September 1994
(BGBl. I S. 2325, 2353), zuletzt geändert durch Artikel 219
der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2304),
wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht Vierter Abschnitt § 15 und § 16

wird jeweils das Wort „Unterstützungskassen“ durch das
Wort „Postbeamtenversorgungskasse“ ersetzt.

2. Dem § 2 wird folgender Absatz 6 angefügt:
„(6) Die bei den Aktiengesellschaften beschäftigten

Beamten können ohne Einhaltung des Dienstweges Ein-
gaben an das Bundesministerium der Finanzen richten.“

3. § 3 wird wie folgt gefasst:
a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„In dienstrechtlicher Hinsicht ist höchstens ein drei-
stufiger Aufbau der Aktiengesellschaft zulässig.“

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt:
„(5) Das Bundesministerium der Finanzen wird er-

mächtigt, nach Anhörung oder auf Vorschlag des
Vorstands durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf, nach Maßgabe des
§ 80b des Bundesbeamtengesetzes für die bei den
Aktiengesellschaften beschäftigten Beamten beson-
dere Vorschriften zur Gewährung einer Jubiläums-
zuwendung als Entgelt, Sachbezug oder in Form an-
derer Vergünstigungen zu erlassen, die den von den
Aktiengesellschaften für die Arbeitnehmer in Be-
triebsvereinbarungen mit dem Gesamtbetriebsrat
oder dem Konzernbetriebsrat oder in Tarifverträgen
getroffenen Regelungen entsprechen. Absatz 3 Satz 2
gilt entsprechend.“

c) Die bisherigen Absätze 5 bis 8 werden die Absätze 6
bis 9.

4. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Sie sind auf höchstens zehn Jahre zu beschrän-
ken.“

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:
„Verlängerungen sind zulässig.“

cc) Nach dem neuen Satz 7 wird folgender Satz an-
gefügt:
„Satz 4 gilt auch für Beurlaubungen nach § 13
Abs. 1 der Sonderurlaubsverordnung, sofern de-
ren Zeit ruhegehaltfähig ist.“

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Dem Beamten kann mit seiner Zustimmung

vorübergehend eine Tätigkeit bei einem Unterneh-

men zugewiesen werden, wenn die Aktiengesell-
schaft, bei der er beschäftigt ist, hieran ein dringen-
des betriebliches oder personalwirtschaftliches Inter-
esse hat. Eine dauerhafte Zuweisung einer dem Amt
entsprechenden Tätigkeit auch ohne Zustimmung des
Beamten ist zulässig bei Unternehmen, deren Anteile
ganz oder mehrheitlich der Aktiengesellschaft gehö-
ren, bei der der Beamte beschäftigt ist, wenn die Ak-
tiengesellschaft hieran ein dringendes betriebliches
oder personalwirtschaftliches Interesse hat und die
Zuweisung nach allgemeinen beamtenrechtlichen
Grundsätzen zumutbar ist. Gleiches gilt für die Zu-
weisung einer Tätigkeit bei Unternehmen, deren An-
teile ganz oder mehrheitlich Unternehmen nach
Satz 2 gehören. Für die Zuweisung einer Tätigkeit im
Ausland bedarf es der Zustimmung des Beamten.
Wird die nach den Sätzen 2 und 3 erforderliche
Mehrheit der Anteile aufgegeben, gilt für den Be-
amten, dem eine Tätigkeit zugewiesen ist, Satz 1 mit
der Maßgabe, dass die fehlende Zustimmung aus-
drücklich erklärt werden muss; eine dauerhafte Zu-
weisung ist in eine vorübergehende umzuwandeln.
Die Rechtsstellung des Beamten bleibt unberührt.
Die Zuweisung steht einer Beförderung im Rahmen
einer regelmäßigen Laufbahnentwicklung nicht ent-
gegen. Das Unternehmen ist zur Erteilung von An-
ordnungen befugt, soweit die Tätigkeit im Unterneh-
men es erfordert. Erhält ein Beamter im Rahmen sei-
ner Zuweisung anderweitige Bezüge, so gilt § 10
Abs. 5 entsprechend. Der Beamte gilt für die Anwen-
dung von Vorschriften über die Vertretung der Ar-
beitnehmer im Aufsichtsrat, für die Anwendung des
Betriebsverfassungsgesetzes und des Sprecheraus-
schussgesetzes als Arbeitnehmer und für die Anwen-
dung von Vorschriften über die Schwerbehinderten-
vertretung als Beschäftigter des Unternehmens. § 36
Abs. 2 und 4 gilt entsprechend. Soweit das Unterneh-
men Verpflichtungen, die ihm gegenüber dem Beam-
ten nach den in Satz 10 genannten Vorschriften oblie-
gen, deshalb nicht erfüllen kann, weil es nicht Dienst-
herr des zugewiesenen Beamten ist, treffen diese
Verpflichtungen je nach Zuständigkeit die Aktienge-
sellschaft oder den Bund. Bei den die Beamten be-
treffenden Entscheidungen und Maßnahmen der Ak-
tiengesellschaft nach § 28 Satz 1 ist der dort gebil-
dete Betriebsrat nach Maßgabe der Vorschriften des
Achten Abschnitts zu beteiligen; gleichzeitig ist der
Betriebsrat des Betriebs, in dem der Beamte die zu-
gewiesene Tätigkeit ausübt, hierüber zu unterrichten
und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
Entsprechendes gilt für die Beteiligung der Schwer-
behindertenvertretung.“

5. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1 bis 4 werden wie folgt gefasst:

„(1) Der Anspruch auf Sonderzahlung nach dem
Bundessonderzahlungsgesetz entfällt für die bei den
Aktiengesellschaften beschäftigten Beamten.
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(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, nach Anhörung oder auf Vorschlag des
Vorstands im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium des Innern durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zu bestim-
men, ob und inwieweit Sonderzahlungen und Leis-
tungsentgelte an die dort beschäftigten Beamten ge-
währt werden.

(3) Leistungszulagen und Leistungsprämien nach
der Leistungsprämien- und -zulagenverordnung so-
wie Leistungsstufen nach der Leistungsstufenverord-
nung dürfen nicht vergeben werden.

(4) Abweichend von § 72 Abs. 2 Satz 2 und 3 des
Bundesbeamtengesetzes kann dem Beamten eine
Vergütung nach Maßgabe der Verordnung über die
Gewährung von Mehrarbeitsvergütung für Beamte
auch dann gewährt werden, wenn einer Dienstbefrei-
ung zwingende dienstliche Gründe nicht entgegenste-
hen.“

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 5
und 6.

c) Nach dem neuen Absatz 6 wird folgender Absatz 7
angefügt:

„(7) Im Rahmen des § 58 Abs. 1 Satz 2 des Bun-
desbesoldungsgesetzes steht die Zuweisung nach § 4
Abs. 4 der Zuweisung nach § 123a des Beamten-
rechtsrahmengesetzes gleich.“

6. Dem § 11 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt:
„Belohnungen nach Satz 1 können auch in Form von
Sachbezügen gewährt werden. Sie werden nicht auf die
Besoldung angerechnet.“

7. § 14 Abs. 4 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 2 werden die Wörter „je einer Unterstüt-

zungskasse“ durch die Angabe „der Postbeamtenver-
sorgungskasse, die die Rechtsform eines eingetrage-
nen Vereins hat“ ersetzt.

b) Die Sätze 3 und 4 werden gestrichen.
8. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Unterstützungskas-
sen“ durch das Wort „Postbeamtenversorgungskasse“
ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „Unterstützungs-

kassen erbringen“ durch die Wörter „Postbeam-
tenversorgungskasse erbringt“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „den Unterstüt-
zungskassen“ durch die Wörter „der Postbeam-
tenversorgungskasse“ ersetzt.

c) Absatz 2 wird aufgehoben.
d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt

geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „Unterstützungs-

kassen sind ab ihrer Gründung“ durch die Wör-
ter „Postbeamtenversorgungskasse ist“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Unterstützungskassen“
durch das Wort „Postbeamtenversorgungskasse“
ersetzt.

9. § 16 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift wird das Wort „Unterstützungskas-

sen“ durch das Wort „Postbeamtenversorgungskasse“
ersetzt.

b) Absatz 1 wird aufgehoben.
c) Die Absätze 2 bis 7 werden die Absätze 1 bis 6.
d) Der neue Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „In den darauf
folgenden Jahren“ durch die Angabe „Ab dem
Jahre 2000“ und die Wörter „ihre jeweilige Un-
terstützungskasse“ durch die Wörter „die Postbe-
amtenversorgungskasse“ ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Zu den Bruttobezügen nach Satz 1 gehört die
jährliche Sonderzahlung entsprechend dem Bun-
dessonderzahlungsgesetz auch dann, wenn die
Beamten keinen Anspruch darauf haben.“

cc) Nach dem bisherigen Satz 2 werden folgende
Sätze eingefügt:
„Die Schlussabrechnung erfolgt bis zum 31. Mai
des nächsten Jahres. Der Ausgleich der Zah-
lungsverpflichtungen erfolgt bis zum 30. Juni.
Bei Überzahlung durch die Aktiengesellschaften
erfolgt eine marktübliche Verzinsung durch die
Postbeamtenversorgungskasse vom Eingangstag
der Abrechnung bei der Postbeamtenversor-
gungskasse bis zum Tag des Zahlungsausgleichs.
Bei Unterzahlung erfolgt eine marktübliche Ver-
zinsung durch die Aktiengesellschaften vom ers-
ten Bankarbeitstag des nächsten Jahres bis zum
Tag des Zahlungsausgleichs.“

dd) Der bisherige Satz 3 wird gestrichen.
e) Im neuen Absatz 2 werden die Wörter „ihren Unter-

stützungskassen“ durch die Wörter „der Postbeam-
tenversorgungskasse“ ersetzt.

f) Der neue Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „Unterstützungskassen“

durch das Wort „Postbeamtenversorgungskasse“,
das Wort „sind“ durch das Wort „ist“ und die
Wörter „ihren Trägerunternehmen“ durch die
Wörter „den Aktiengesellschaften“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Unterstützungs-
kassen unterliegen“ durch die Wörter „Postbe-
amtenversorgungskasse unterliegt“ ersetzt.

g) Im neuen Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „Unter-
stützungskassen haben“ durch die Wörter „Post-
beamtenversorgungskasse hat“ ersetzt.

h) Der neue Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „Unterstützungskassen“

durch das Wort „Postbeamtenversorgungskasse“
ersetzt.

bb) In Nummer 1 werden die Wörter „Unterstüt-
zungskassen weisen“ durch die Wörter „Post-
beamtenversorgungskasse weist“ ersetzt.

cc) In Nummer 2 wird das Wort „Unterstützungskas-
sen“ durch das Wort „Postbeamtenversorgungs-
kasse“ ersetzt.
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dd) Nach Nummer 2 wird folgender Satz angefügt:
„Im Rahmen der Nachweispflicht steht dem
Bundesministerium der Finanzen ein uneinge-
schränktes Informationsrecht durch die Aktien-
gesellschaften und ein Weisungsrecht ihnen ge-
genüber zu.“

ee) Im neuen Absatz 6 wird die Angabe „Absatz 2
Satz 2“ durch die Angabe „Absatz 1 Satz 8“,
die Angabe „Absatz 4“ durch Angabe
„Absatz 3“ und das Wort „Unterstützungs-
kassen“ durch das Wort „Postbeamtenversor-
gungskasse“ ersetzt.

10. In § 26 wird nach Nummer 4 folgende Nummer 4a ein-
gefügt:
„4a. Jede Gruppe kann auch Angehörige der anderen

Gruppe wählen. In diesem Fall gelten die Ge-
wählten insoweit als Angehörige derjenigen
Gruppe, die sie gewählt hat. Dies gilt auch für
Ersatzmitglieder.“

11. In § 28 Satz 1 wird nach den Wörtern „des Bundesper-
sonalvertretungsgesetzes“ die Angabe „sowie nach § 4
Abs. 4 Satz 1 bis 3“ eingefügt.

12. § 29 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Entsprechendes gilt bei der Zuweisung nach § 4
Abs. 4 Satz 1 bis 3.“

b) In Absatz 3 Satz 1 wird nach den Wörtern „des
Bundespersonalvertretungsgesetzes“ die Angabe
„sowie des § 4 Abs. 4 Satz 1 bis 3“ eingefügt.

c) In Absatz 6 Satz 1 und Absatz 7 wird jeweils die
Angabe „§ 1 Abs. 8“ durch die Angabe § 1 Abs. 7“
ersetzt.

13. In § 30 Satz 1 wird nach den Wörtern „des Bundes-
personalvertretungsgesetzes“ die Angabe „sowie des
§ 4 Abs. 4 Satz 1 bis 3“ eingefügt.

14. § 31 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 2 wird nach den Wörtern „des Bundesperso-

nalvertretungsgesetzes“ die Angabe „sowie nach
§ 4 Abs. 4 Satz 1 bis 3“ eingefügt.

b) In Satz 3 wird das Wort „Schwerbehinderter“ durch
die Wörter „schwerbehinderter Menschen“ ersetzt.

15. In § 37 Abs. 2 wird das Wort „Schwerbehinderten-
gesetz“ durch das Wort „Schwerbehindertenvertre-
tung“ ersetzt.

Artikel 2
Änderung der Verordnung

über die Gewährung
von Mehrarbeitsvergütung für Beamte

In § 2 Abs. 1 Nr. 2 der Verordnung über die Gewährung
von Mehrarbeitsvergütung für Beamte in der Fassung der
Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3494),
die zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 10. September
2003 (BGBl. I S. 1798) geändert worden ist, werden nach
der Angabe „Gesellschaft geleistet wird, und“ die Wörter
„im Dienst“ eingefügt.

Artikel 3
Rückkehr zum einheitlichen

Verordnungsrang
Der auf Artikel 2 beruhende Teil der dort geänderten

Rechtsverordnung kann auf Grund der einschlägigen Er-
mächtigung durch Rechtsverordnung geändert werden.

Artikel 4
Neufassung des Postpersonalrechtsgesetzes

Das Bundesministerium der Finanzen kann den Wortlaut
des Postpersonalrechtsgesetzes in der mit Inkrafttreten die-
ses Gesetzes geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt be-
kannt machen.

Artikel 5
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

A. Allgemein
Die sich verschärfende Wettbewerbslage der Post-AGs auf
den nationalen und internationalen Märkten erfordert eine
weitere Stärkung des Leistungsprinzips und der Flexibilisie-
rung des Dienstrechts, um die Nachteile gegenüber den Mit-
bewerbern, bei denen keine Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter im Beamtenverhältnis beschäftigt sind und die deshalb
den Schranken des Beamtenrechts nicht unterliegen, soweit
wie möglich ausgleichen zu können.
Nach den (vorläufigen) Angaben des Statistischen Bundes-
amtes waren mit Stand vom 30. Juni 2003 158 618 Be-
amtinnen und Beamte bei den Post-AGs beschäftigt, davon
waren 30 929 beurlaubt. Von den nicht beurlaubten waren
87 144 Beamte und 40 545 Beamtinnen. In allen vier Lauf-
bahngruppen sind bei allen drei Post-AGs regelmäßig mehr
Beamte als Beamtinnen beschäftigt. Ausnahmen bestehen
nur im mittleren Dienst bei der Deutschen Postbank AG.
Dort waren 550 Beamte und 2 534 Beamtinnen beschäftigt.
Auch sind im Vergleich zu den 3 001 teilzeitbeschäftigten
Beamten die teilzeitbeschäftigten Beamtinnen mit 16 465
weit in der Überzahl. Dies gilt allerdings nicht für alle Lauf-
bahngruppen bei allen Post-AGs.
Relevant im Hinblick auf Gender Mainstreaming könnten
die beabsichtigten Regelungen in § 4 Abs. 4 über die Zu-
weisung von Tätigkeiten bei anderen Unternehmen, in § 10
Abs. 1 über den Wegfall des Anspruchs auf die Sonderzah-
lung nach dem Bundessonderzahlungsgesetz und in § 10
Abs. 4 über die Zahlung von Mehrarbeitsvergütung, ohne
dass dienstliche Gründe einer Dienstbefreiung entgegen-
stehen, sein. Die Prüfung im Einzelnen wird in den Begrün-
dungen zu diesen Vorschriften vorgenommen.

B. Zu den einzelnen Vorschriften
Zu Artikel 1 (Änderung des PostPersRG)
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht)
Siehe Nummer 7.

Zu Nummer 2 (§ 2 Abs. 6)
Durch diese Vorschrift wird klargestellt, dass Beamtinnen
und Beamte bei den Post-AGs, die sich mit Eingaben
unmittelbar an das rechtsaufsichtsführende Bundesminis-
terium der Finanzen (BMF) wenden, nicht gegen ihre
Pflicht zur Einhaltung des Dienstweges verstoßen (§ 171
BBG). Diese Rechtsfrage ist zwischen den Post-AGs und
dem BMF strittig.

Zu Nummer 3 (§ 3)
Zu Absatz 1 Satz 3
Wie sich bei der Deutschen Postbank AG gezeigt hat, ist die
geltende Vorschrift, wonach die Post-AGs in dienstrecht-
licher Hinsicht mindestens einen zweistufigen Aufbau ha-
ben müssen, dann nur unter erheblichen Schwierigkeiten
durchzuhalten, wenn die tatsächliche Unternehmensstruktur
einstufig ist.

Zu Absatz 5
Die Vorschrift schafft die notwendige rechtliche Grundlage,
den bei den Post-AGs beschäftigten Beamtinnen und Be-
amten entgeltliche und nichtentgeltliche Jubiläumszuwen-
dungen entsprechend den Regelungen für die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer gewähren zu können. Die Vor-
schrift dient damit der weiteren Flexibilisierung und Harmo-
nisierung der Beschäftigungsbedingungen von Beamtinnen
und Beamten und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
bei den Post-AGs.

Zu den Absätzen 6 bis 9
Folgeänderung zu Buchstabe b.

Zu Nummer 4 (§ 4)
Zu Absatz 3
Die Regelung des § 4 Abs. 3 ermöglicht den Post-AGs
einen flexiblen und an den Marktverhältnissen orientierten
Personaleinsatz außerhalb der Zwänge des öffentlichen
Dienstrechts. Sie hat sich bewährt und soll deshalb ohne
Höchstdauer beibehalten werden. Deshalb soll Satz 2 ge-
ändert und ein neuer Satz 3 eingefügt werden. Auf diese
Weise kann die so genannte In-sich-Beurlaubung mit Zu-
stimmung der Beamtin oder des Beamten solange fort-
geführt werden, wie sie nach den Umständen des Einzelfalls
aus Unternehmenssicht geboten ist. Zum Schutze der Be-
amtin oder des Beamten wird allerdings bestimmt, dass die
einzelne Beurlaubung – wenn auch verlängerbar – zehn
Jahre nicht überschreiten darf. Bei einer Beibehaltung der
Zehn-Jahresfrist ohne Verlängerungsmöglichkeit könnten
die Post-AGs ihre Ressourcen für einen optimalen Personal-
einsatz ihrer beamteten Leistungsträger nicht mehr voll aus-
schöpfen, insbesondere wenn diese laufbahnüberschreitend
eingesetzt werden. Dies widerspräche den Absichten des
Gesetzgebers, der mit der Privatisierung der Unternehmen
der Deutschen Bundespost auch in personeller Hinsicht
wettbewerbsfähige Post-AGs schaffen wollte. Vor diesem
Hintergrund ist die Möglichkeit einer unbefristeten In-sich-
Beurlaubung ohne Höchstdauer von Beamtinnen und Beam-
ten in den Post-AGs im Rahmen des § 143b Abs. 3 GG ge-
rechtfertigt, weil sie den Interessen der privatisierten Unter-
nehmen und damit dem Privatisierungsinteresse des Gesetz-
gebers dient.
Mit dem neuen Satz 8 findet die Regelung, dass eine Be-
urlaubung unter Wegfall der Bezüge einer Beförderung im
Rahmen einer regelmäßigen Laufbahnentwicklung nicht
entgegensteht, eine Stütze im Gesetz. Bisher beruhte sie nur
auf einer entsprechenden Vorschrift in der Postlaufbahnver-
ordnung. Beförderungen sind nur zulässig bei Beurlaubun-
gen nach § 13 Abs. 1 SUrlV, die die Voraussetzungen nach
§ 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 Halbsatz 2 BeamtVG erfüllen.

Zu Absatz 4
Mit dieser Vorschrift, die an § 123a BRRG angelehnt ist,
wird ein Instrument geschaffen, das es den Post-AGs er-
möglicht, die im Zusammenhang mit ihrer Konzernbildung
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sich ergebenden personalwirtschaftlichen Probleme zu lö-
sen. Die Gründung und der Erwerb von Tochter-, Enkel-
und Beteiligungsgesellschaften und die damit einher-
gehende Verschlankung der Muttergesellschaft machen es
zwingend erforderlich, die personelle Flexibilität der Post-
AGs zu erhöhen. Insbesondere bei Beteiligungsgesellschaf-
ten im unmittelbaren oder mittelbaren Allein- oder Mehr-
heitseigentum der Post-AGs können Beamtinnen und Be-
amte dort ohne ihre Zustimmung auf Dauer im Beamtenver-
hältnis weiter beschäftigt werden, allerdings nur, wenn die
Zuweisung nach allgemeinen beamtenrechtlichen Grund-
sätzen zumutbar ist. Der Begriff der Zumutbarkeit ist durch
Rationalisierungsschutzbestimmungen konkretisierbar. Nur
vorübergehend und nur mit ihrer Zustimmung können Be-
amtinnen und Beamte auch Tätigkeiten bei Unternehmen
zugewiesen werden, die nicht im Allein- oder Mehrheitsei-
gentum der Post-AGs stehen. Satz 4 schützt die Beamtin
oder den Beamten vor einer Tätigkeit im Ausland gegen ih-
ren oder seinen Willen. Satz 5 regelt den Fall der Zuwei-
sung nach Satz 2 oder 3 ab dem Zeitpunkt der Aufgabe der
Mehrheit der Anteile. Aus Gründen der Rechtssicherheit
wird die Zustimmung der Beamtin oder des Beamten unter-
stellt, bis er oder sie ausdrücklich das Gegenteil erklärt. Die
Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten, denen eine
Tätigkeit bei einem Unternehmen zugewiesen wird, bleibt
unberührt. Satz 7 ermöglicht Beförderungen, obwohl die für
eine Beförderung erforderliche Bewährung auf einem hö-
herwertigen Beamtendienstposten (§§ 11 und 12 BLV) im
Rahmen der Zuweisung nicht möglich ist. Die dienstrechtli-
chen Befugnisse gegenüber diesen Beamtinnen und Beam-
ten verbleiben mit Ausnahme des im Rahmen der Zuwei-
sung im erforderlichen Maße auf das Unternehmen überge-
henden Direktionsrechts bei der jeweiligen Post-AG. Der
Dienstherr Bund kann deshalb auch bezüglich dieser Beam-
tinnen und Beamten seiner ihm nach Artikel 143b Abs. 3
GG obliegenden Verantwortung, insbesondere durch Ausü-
bung der Rechtsaufsicht nach § 20, gerecht werden. Die Zu-
weisung einer Tätigkeit bei einer der beiden anderen Post-
AGs ist nicht zulässig. Hier kommen nur die vorrangigen
Instrumente der Versetzung oder der Abordnung in Be-
tracht.
Die Regelung ist verfassungsrechtlich zulässig. Zwar sind
mit den „Unternehmen“ in Artikel 143b Abs. 3 Satz 1 und 2
GG die Post-AGs gemeint. Es kann jedoch davon ausgegan-
gen werden, dass der verfassungsändernde Gesetzgeber die
Post-AGs in ihrer unternehmerischen Tätigkeit nicht durch
die Beschäftigung von Beamtinnen und Beamten einschrän-
ken wollte. Deshalb liegt die Konzernbildung noch im nor-
mativen Horizont der Post-Privatisierung. Zudem räumt
Artikel 143b Abs. 3 Satz 3 GG einen Spielraum bei der Ge-
staltung der Weiterbeschäftigung der Beamtinnen und Be-
amten bei den Nachfolgeunternehmen der Deutschen Bun-
despost ein.
In den Sätzen 10 bis 14 werden die kollektivrechtlichen Fol-
gen der Zuweisung geregelt. Satz 10 ist § 19 Abs. 1 des
Deutsche Bahn Gründungsgesetzes nachgebildet. Die Beam-
tinnen und Beamten gelten für die Anwendung des Betriebs-
verfassungsgesetzes in den Unternehmen, in denen sie Tätig-
keiten wahrnehmen, als Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer. Funktional vergleichbare Beamtinnen und Beamte
gelten dort als leitende Angestellte im Sinne des § 5 Abs. 3

des Betriebsverfassungsgesetzes. Satz 12 ist § 19 Abs. 2 des
Deutsche Bahn Gründungsgesetzes nachgebildet. Er ist z. B.
in den Fällen bedeutsam, in denen die Verpflichtung zur
Gleichbehandlung der Beschäftigten die Beförderung zuge-
wiesener Beamtinnen und Beamter erfordert. Je nach Besol-
dungsgruppe ist hierfür die jeweilige Post-AG oder die Bun-
despräsidentin oder der Bundespräsident zuständig (§ 3
Abs. 2). Die Sätze 13 und 14 regeln die Beteiligung der be-
trieblichen Interessenvertretungen bei Entscheidungen und
Maßnahmen der Post-AGs in den in § 28 Satz 1 genannten
statusrechtlichen Angelegenheiten, die die zugewiesenen
Beamtinnen oder Beamten betreffen. Danach ist neben dem
bei der Post-AG hierfür zuständigen Betriebsrat der Be-
triebsrat des Betriebs, bei dem die Beamtin oder der Beamte
die zugewiesene Tätigkeit ausübt, über die geplante Maß-
nahme oder Entscheidung zu unterrichten. Ihm ist dabei Ge-
legenheit zu geben, hierzu Stellung zu nehmen. Damit wird
auch sichergestellt, dass die Belange der Belegschaft des Be-
triebs, bei dem die Beamtin ihre oder der Beamte seine zuge-
wiesene Tätigkeit ausübt, bei der Entscheidungsfindung des
Betriebsrats bei der Post-AG Berücksichtigung finden kön-
nen. Entsprechendes gilt für die Beteiligung der Schwerbe-
hindertenvertretung.

Unter Gender-Mainstreaming-Gesichtspunkten gilt Folgen-
des:

Aufgrund dieser Regelungen können in ihrer konkreten
Lebenssituation alle Beamtinnen und Beamten benachteiligt
sein, die wohnortnah eingesetzt sind und insbesondere aus
häuslichen oder familiären Gründen einen Wohnortwechsel
nur mit Schwierigkeiten oder gar nicht vornehmen können.
Erfahrungsgemäß können dies am ehesten teilzeitbeschäf-
tigte Beamtinnen sein.

Die gesetzliche Regelung hat allerdings unmittelbar keine
Nachteile zur Folge. Diese können sich erst aus der konkre-
ten Zuweisungsverfügung ergeben. Vor ihrem Erlass ist der
Betriebsrat zu beteiligen. Post-AG und Betriebsrat haben
das Fürsorgegebot und das Verbot willkürlicher Entschei-
dungen zu beachten. Überdies sind in der Regelung objek-
tive Grenzen normiert (dringendes betriebliches und perso-
nalwirtschaftliches Interesse; Zustimmung bei Zuweisungen
ins Ausland oder zu Unternehmen, die nicht Tochter- oder
Enkelunternehmen sind; Dauerzuweisungen nur zu Tochter-
oder Enkelunternehmen), deren Einhaltung gerichtlich
überprüft werden kann. Soweit gleichwohl durch eine Zu-
weisung Nachteile entstehen, möglicherweise bei dem einen
Geschlecht mehr als bei dem anderen, sind sie dem Bundes-
beamtenstatus immanent, demzufolge die Bundesbeamtin
und der Bundesbeamte damit rechnen muss, entsprechend
den dienstrechtlichen Vorschriften bundesweit eingesetzt zu
werden. Würden die Post-AGs nicht Tochter- oder Enkelun-
ternehmen gründen, sondern deren unternehmerischen Akti-
vitäten durch eigene Filialen wahrnehmen, könnten sie die
bei ihnen beschäftigten Beamtinnen und Beamten nach gel-
tendem Recht dort einsetzen. Die politisch gewollte Wettbe-
werbsfähigkeit der Post-AGs kann aber nicht dadurch ein-
geschränkt werden, dass die Unternehmen bei ihren Organi-
sationsentscheidungen vom Beamtenrecht abhängig sind.

Gender-Mainstreaming-Gesichtspunkte stehen der Rege-
lung des § 4 Abs. 4 damit nicht entgegen.
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Zu Nummer 5 (§ 10)

Allgemein

Die fortschreitende Privatisierung der Post-AGs macht es
für diese immer problematischer, ihre unternehmerischen
Aufgaben mit zwei Arten von Beschäftigten wahrnehmen
zu müssen, für die ganz unterschiedliche Bezahlungsrege-
lungen gelten – die tarifvertragliche Entlohnung für die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einerseits und die ge-
setzlich geregelte Besoldung für die Beamtinnen und Be-
amten andererseits. Die Post-AGs entfernen sich nicht nur
in ihrer Eigentümerstruktur, sondern auch in ihrer Auf-
gabenstellung immer weiter von ihrem staatlichen Ur-
sprung, insbesondere üben die dort beschäftigten Beamtin-
nen und Beamten, soweit ihnen nicht im Rahmen der Belei-
hung der Post-AGs mit der Wahrnehmung dienstrechtlicher
Befugnisse beamtenrechtliche Entscheidungen obliegen,
keine hoheitliche Tätigkeit mehr aus.

Es ist daher erforderlich, die zunehmende Spannung zwi-
schen Tarifentlohnung und Beamtenbesoldung in einer für
private, im nationalen und internationalen Wettbewerb ste-
hende Unternehmen angemessenen Weise zu vermindern,
soweit dies verfassungsrechtlich möglich ist. Die Post-AGs
sind – ebenso wie ihre Konkurrenten – bestrebt, die Produk-
tivität ihrer Beschäftigten zunehmend mit finanziellen An-
reizen zu steigern. Die Neufassung des § 10 Abs. 1 und 2
ermöglicht es, diesen Bestrebungen in einer für die Post-
AGs finanziell tragbaren Weise gerecht werden zu können.
Durch den Wegfall der jährlichen Sonderzahlung (sog.
Weihnachtsgeld) nach dem Bundessonderzahlungsgesetz
stehen Mittel zur (Teil-)Finanzierung der in der Post-AG
üblichen Sonderzahlungen und Leistungsentgelte zur Ver-
fügung.

Der in Absatz 1 normierte Wegfall des Anspruchs auf Son-
derzahlung nach dem Bundessonderzahlungsgesetz ist ver-
fassungsrechtlich zulässig. Die jährliche Sonderzahlung ge-
hört nicht zum verfassungsrechtlich geschützten Kernbe-
stand der Bezahlung. Abweichungen von einer bundesweit
einheitlichen Gewährung dieses Besoldungselements sind
deshalb grundsätzlich zulässig (BVerfGE 44, 249, 263). Die
jährliche Sonderzahlung stellt zwar keinen unerheblichen
Anteil der Besoldung dar. Materiell wird der Grundsatz der
amtsangemessenen Besoldung durch den Wegfall dieses
Besoldungselements aber nicht in einer Artikel 33 Abs. 5
GG verletzenden Weise berührt. Mit der Anordnung des
Wegfalls der Sonderzahlung überschreitet der Gesetzgeber
nicht seinen ihm im Besoldungsrecht zustehenden weiten
Gestaltungsspielraum, der es bei Beachtung der hergebrach-
ten Grundsätze des Berufsbeamtentums grundsätzlich er-
laubt, das Besoldungs- und Versorgungsrecht der Beamtin-
nen und Beamten dergestalt zu verändern, dass Ansprüche
für die Zukunft verkürzt werden oder entfallen (vgl.
BVerfGE 70, 69, 79, 99, 300, 320). Innerhalb dieses weiten
Gestaltungsspielraums darf der Gesetzgeber das Besol-
dungsrecht den tatsächlichen Notwendigkeiten und der fort-
schreitenden Entwicklung anpassen und verschiedenartige
Gesichtspunkte berücksichtigen (BVerfG, ZBR 2003, 353,
354). Hierbei wird der Gesetzgeber zwangsläufig generali-
sieren und typisieren müssen. Die verbleibende Höhe des
verfügbaren Einkommens stellt, auch in den unteren Besol-
dungsgruppen, eine amtsangemessene Besoldung dar.

Der Gesetzgeber kann für die Zukunft aus sachgerechten
Gründen die Bezüge senken (vgl. BVerfGE 44, 249 ff.). Die
Privatisierung der Deutschen Bundespost hat zu einer
dienstrechtlichen Ausnahmesituation geführt, die andauert
und zu deren Bewältigung weitere Sonderregelungen für die
bei den Postunternehmen beschäftigten Beamtinnen und
Beamten erforderlich sind. Durch die mit der Privatisierung
sich fortlaufend veränderte Aufgabenstellung der Post-AGs
bestehen zwischen den Tätigkeiten der bei den Post-AGs
beschäftigten Beamtinnen und Beamten und der Tätigkeit
der bei Behörden eingesetzten Beamtinnen und Beamten so
schwerwiegende Unterschiede, dass unterschiedliche Be-
zahlungsbedingungen zwischen diesen beiden Beamten-
gruppen sachlich begründet und gerechtfertigt sind.

Der Gesetzgeber darf bei der näheren Ausgestaltung des
Dienstverhältnisses der bei den Post-AGs beschäftigten Be-
amtinnen und Beamten berücksichtigen, dass sich ange-
sichts der Wertentscheidungen des Artikels 87f Abs. 2
Satz 1 GG ein grundlegender Wechsel bei der Erbringung
von Post- und Telekommunikationsleistungen vollzogen
hat. Die in Artikel 143b Abs. 3 Satz 2 GG vorgesehene
Ausübung der Dienstherrnbefugnis durch die privaten Un-
ternehmen steht in unmittelbarem Zusammenhang zu der
verfassungsrechtlichen Grundentscheidung des Artikels 87f
Abs. 2 Satz 1 GG, der zufolge Post- und Telekommunika-
tionsdienstleistungen als privatwirtschaftliche Tätigkeit von
den privaten Nachfolgeunternehmen und anderen Privaten
erbracht wird. Vor diesem Hintergrund ist es gerechtfertigt,
den Post-AGs als Fortentwicklung der Postreform II des
Jahres 1994 Bewegungsspielräume zu schaffen, um sich im
globalen Wettbewerb behaupten zu können, solange nicht
äußerste Grenzen überschritten werden, jenseits derer sich
eine gesetzliche Neukonzeption als evident sachwidrig er-
weist (vgl. BVerfG, ZBR 2003, 353, 354).

Mit der Regelung des § 10 Abs. 1 und 2 soll der für die
Post-AGs notwendige personalpolitische Handlungsspiel-
raum geschaffen werden. Sie haben sich am Markt zu orien-
tieren und sind daher in besonderem Maße auf Rationalisie-
rung und Wettbewerbsfähigkeit angewiesen, anders als dies
für die herkömmlichen Bereiche der Verwaltung gilt. Der
Gesetzgeber lässt sich hier innerhalb seines Gestaltungs-
spielraums von Beweggründen leiten, die sich auf die übri-
gen Bundesbeamtinnen und Bundesbeamten nicht ohne
weiteres übertragen lassen (vgl. BVerfG, DVBl. 1999, 1421,
1422).

Zu Absatz 1

Nach § 2 Abs. 3 Satz 2 PostPersRG sind auf die bei den
Post-AGs beschäftigten Beamtinnen und Beamten die für
Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte allgemein geltenden
Vorschriften anzuwenden, soweit gesetzlich nichts anderes
bestimmt ist. In Absatz 1 wird eine solche Ausnahme ge-
setzlich geregelt.

Der Wegfall des Anspruchs auf Sonderzahlung nach dem
Bundessonderzahlungsgesetz gilt für Beamtinnen und Be-
amte bei den Post-AGs nur während ihres aktiven Beamten-
verhältnisses. Für die Versorgungsempfängerinnen und Ver-
sorgungsempfänger gelten die einschlägigen Bestimmungen
des Bundessonderzahlungsgesetzes.
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Unter Gender-Mainstreaming-Gesichtspunkten gilt Folgen-
des:

Die Bestimmung in § 10 Abs. 1 wirkt unmittelbar mit In-
krafttreten des Gesetzes. Sie trifft die Bundesbeamtinnen
und Beamten in den unteren Laufbahngruppen stärker als
die übrigen Beamtinnen und Beamten. Wie dargelegt ist die
Struktur der beamteten Beschäftigten bei den Post-AGs je-
doch so, dass bei Differenzierungen innerhalb der Lauf-
bahngruppe des einfachen und der des mittleren Dienstes
nicht ein Geschlecht allein stärker betroffen ist als das an-
dere.

Im Übrigen wird der Nachteil dann wenigstens teilweise
ausgeglichen, wenn bei den Post-AGs durch Rechtsverord-
nung gemäß § 10 Abs. 2 Leistungsentgeltregelungen ein-
geführt werden. Beamtinnen und Beamte, für die diese
Regelungen gelten, können entsprechend ihrer Leistungs-
fähigkeit den Wegfall des „Weihnachtsgeldes“ ganz oder
teilweise ausgleichen oder sogar überkompensieren. Einen
Erfahrungswert, wonach ein Leistungsentgelt überwiegend
nur einem Geschlecht zugute kommt, weil es generell leis-
tungsstärker als das andere ist, gibt es nicht.

Zu Absatz 2

Für im Wettbewerb stehende Unternehmen besteht ein be-
sonderes Interesse an für alle Beschäftigten geltenden ver-
gleichbaren Bezahlungsstrukturen. Dies gilt maßgeblich
auch für ergänzende Bezahlungsbestandteile, wie Sonder-
zahlungen und Leistungsentgelte. Vor allem Letztere gewin-
nen bei den Post-AGs als wesentlicher Teil der Entlohnung
zunehmend an Bedeutung. Absatz 2 ermöglicht es, derartige
Sonderzahlungen und Leistungsentgelte auch den dort be-
schäftigten Beamtinnen und Beamten zu gewähren. Die Er-
mächtigung nach Absatz 2 ist inhaltlich begrenzt auf Son-
derzahlungen und Leistungsentgelte, räumt gleichzeitig
aber auch Gestaltungsspielraum ein, für die Beamtinnen
und Beamten dort Abweichungen von der für die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer geltenden Regelungen vorzu-
sehen, wo eine Übernahme dem angestrebten Grundsatz
vergleichbarer Bezahlungsbedingungen nicht gerecht wird.

Die Vorschrift beachtet den in § 2 Abs. 1 BBesG einfach-
gesetzlich zum Ausdruck kommenden hergebrachten
Grundsatz des Berufsbeamtentums, wonach die Besoldung
der Beamtinnen und Beamten nur durch ein Gesetz im for-
mellen Sinne geregelt werden darf. In diesem Sinne ist
Regelung durch Gesetz auch eine gesetzliche Ermächtigung
zum Erlass von Rechtsverordnungen einschließlich der
diese Ermächtigung ausfüllenden Vorschriften. Die den Be-
amtinnen und Beamten im Rahmen der Rechtsverordnung
nach Absatz 2 gewährten Sonderzahlungen und Leistungs-
entgelte gehören zur Besoldung im Sinne des Besoldungs-
rechts.

Die Verordnungsermächtigung findet ihre Grenzen auch in
der den Post-AGs verfassungsrechtlich garantierten wirt-
schaftlichen Handlungs- und Gestaltungsfreiheit nach
Artikel 2 Abs. 1, Artikel 12 Abs. 1 und Artikel 14 des
Grundgesetzes, wonach das Recht zum selbstverantwort-
lichen und unternehmerischen Handeln zur Verfolgung des
Unternehmenszwecks geschützt ist. Die Vergütung der Be-
schäftigten gehört zum Kernbereich unternehmerischer Tä-
tigkeit, in die durch staatliches Handeln grundsätzlich nicht

eingegriffen werden darf. In Bezug auf die bei den Post-
AGs beschäftigten Beamtinnen und Beamten ist allerdings
die Besonderheit zu beachten, dass die Post-AGs an die für
die Bundesbeamtinnen und Bundesbeamten geltenden Be-
soldungsregelungen und deren Änderungen gebunden sind,
wenn nichts anderes bestimmt ist. Die Handlungs- und Ge-
staltungsfreiheit der Post-AGs setzt dem Verordnungsgeber
jedoch Grenzen beim Erlass von Besoldungsregelungen, die
nur für die bei ihnen beschäftigten Beamtinnen und Beam-
ten gelten.

Zu Absatz 3

Absatz 3 ergänzt die Regelungen in den Absätzen 1 und 2.
Leistungszulagen und Leistungsprämien im Sinne der Leis-
tungsprämien- und -zulagenverordnung vom 25. September
2002 (BGBl. I S. 3745) sowie Leistungsstufen im Sinne
der Leistungsstufenverordnung vom 25. September 2002
(BGBl. I S. 3743) sind neben den nach Absatz 2 durch
Rechtsverordnung zu regelnden Leistungsanreizen nicht zu
gewähren. Rechtssystematisch folgt hieraus, dass mit Erlass
einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 die Postleistungs-
zulagenverordnung für die Beamtinnen und Beamten, für
die diese Rechtsverordnung gilt, außer Kraft zu setzen und
§ 2 Abs. 3 Nr. 2 der Leistungsprämien- und -zulagenverord-
nung zu streichen ist.

Zu Absatz 4

Nach geltendem Recht können gemäß § 72 Abs. 2 Satz 2
und 3 BBG in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 2 MArbV Be-
amtinnen und Beamte im Betriebsdienst der Post-AGs, die
der BBesO A angehören, für dienstlich angeordnete oder
genehmigte Mehrarbeit von mehr als fünf Stunden im Mo-
nat über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus bis höchstens
480 Stunden im Jahr eine Vergütung erhalten, wenn ihnen
die entsprechende Dienstbefreiung innerhalb eines Jahres
aus zwingenden dienstlichen Gründen nicht gewährt werden
kann. Da ein Freizeitausgleich jedenfalls im Betriebsdienst
rechnerisch einen Vertretungsbedarf erfordert, den die Post-
AGs aus betriebswirtschaftlichen Gründen vermeiden wol-
len, ermöglicht diese neue Vorschrift ihnen, auch dann eine
Vergütung zu zahlen, wenn keine zwingenden dienstlichen
Gründe für die Nichtgewährung von Dienstbefreiung vorlie-
gen. Zugleich erhöht diese Vorschrift die personelle Beweg-
lichkeit der Post-AGs. Die übrigen in § 72 Abs. 2 Satz 2
und 3 BBG genannten Voraussetzungen müssen vorliegen.
Diese neue Vorschrift soll durch Änderung des § 2 Abs. 1
Nr. 2 MArbV nicht nur für Beamtinnen und Beamte im Be-
triebsdienst bei den Post-AGs, sondern für alle Beamtinnen
und Beamten bei den Post-AGs, die der BBesO A angehö-
ren, gelten (siehe dort).

Unter Gender-Mainstreaming-Gesichtspunkten gilt Folgen-
des:

Nach der Lebenserfahrung gibt es keine Erkenntnisse, dass
eine Regelung, die in begrenztem Umfang mehr Geld an-
stelle von Freizeit ermöglicht, ein Geschlecht mehr benach-
teiligt als das andere. Es kommt ganz auf die individuelle,
sich auch ändern könnende Situation der Beamtin oder des
Beamten an, ob sie oder er durch diese Regelung benachtei-
ligt ist oder nicht.



Drucksache 15/3404 – 12 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

Zu Absatz 7
Die Regelung ist erforderlich, weil § 58 Abs. 1 Satz 2
BBesG einer Auslandsabordnung nur eine Auslandszuwei-
sung nach § 123a BRRG gleichstellt.

Zu Nummer 6 (§ 11 Abs. 1)
Die Erweiterung des § 11 Abs. 1 um den Satz 2 ermöglicht
den Post-AGs, für besondere Leistungen und Erfolge Be-
lohnungen nicht nur in Form von Geldprämien zu gewäh-
ren, sondern auch in Form von Incentives (Sachbezüge).
Eine solche Vergabe an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
aller Statusgruppen spielt für die im Wettbewerb stehenden
Post-AGs eine zunehmend größere Rolle. Incentives stellen
ein modernes Motivationsinstrument dar. Mit Satz 3 wird
im Blick auf § 10 BBesG klargestellt, dass sie nicht auf die
Besoldung angerechnet werden. Das ist folgerichtig, weil
auch die Geldprämien nicht auf die Besoldung angerechnet
werden.

Zu Nummer 7 (§ 14 Abs. 4)
Die gemäß § 15 Abs. 2 a. F. durch die Post-AGs in der
Rechtsform eines eingetragenen Vereins gegründeten drei
Unterstützungskassen wurden gemäß § 14 Abs. 4 Satz 3
a. F. mit Wirkung vom 11. Januar 2001 zur Postbeamtenver-
sorgungskasse mit dem Namen „Bundes-Pensions-Service
für Post und Telekommunikation e.V. (BPS-PT)“ zusam-
mengeschlossen. Durch die Änderung in Satz 2 und die
Streichung der Sätze 3 und 4 wird der Gesetzestext der tat-
sächlichen Rechtslage angepasst.

Zu Nummer 8 (§ 15)
Siehe Nummer 7.

Zu Nummer 9 (§ 16)
Bezüglich der Änderung in der Überschrift in Satz 1 des
neuen Absatzes 1 und in den neuen Absätzen 2 bis 5 Nr. 2
siehe Nummer 7.
Der bisherige Absatz 1 hat sich durch Zeitablauf erledigt.
Die Änderung der Ziffern der Absätze 2 bis 7 folgt aus der
Aufhebung des Absatzes 1.
Mit der Einfügung eines neuen Satzes 2 im neuen Absatz 1
wird klargestellt, dass zur Grundlage für die Berechnung
der Beiträge in Höhe von 33 v. H. der Bruttobezüge der bei
den Post-AGs beschäftigten Beamtinnen und Beamten, die
die Post-AGs an die Postbeamtenversorgungskasse zu leis-
ten haben, die Sonderzahlung entsprechend dem Bundes-
sonderzahlungsgesetz auch dann gehört, wenn die Beamtin-
nen und Beamten keinen Anspruch auf die Sonderzahlung
haben. Gleiches gilt für die von den Post-AGs beurlaubten
Beamtinnen und Beamten, deren Beurlaubungszeit als ruhe-
gehaltfähig berücksichtigt wird. Durch diese Vorschrift wird
bezüglich der Beiträge, die die Post-AGs an die Beamten-
versorgungskasse zu leisten haben, der Status quo gewahrt.
Damit ist auch sichergestellt, dass die Änderung des § 10
Abs. 1 und 2 nicht zu weiteren finanziellen Belastungen des
Bundeshaushalts führt.
Die Einfügung der neuen Sätze 3 bis 6 und die Streichung
des bisherigen Satzes 3 im neuen Absatz 2 ergeben sich aus
der Erfahrung mit der Regelung im bisherigen Satz 3, nach
der die Schlussabrechnung und der Ausgleich von Zah-

lungsverpflichtungen bis zum 31. März des nächsten Jahres
zu erfolgen haben. Dieser Termin hat sich als zu früh er-
wiesen. Auch müssen die Termine für die Schlussabrechung
und den Zahlungsausgleich aus Praktikabilitätsgründen ge-
trennt werden. Eine vierwöchige Frist zu Prüfungszwecken
erscheint angemessen. Da die Post-AGs den Tag der
Schlussabrechnung bestimmen, sind Anreize für eine zü-
gige Abrechnung zugunsten des Bundes erforderlich.
Durch die Einfügung des neuen Satzes 3 im neuen Absatz 5
soll das Instrumentarium des BMF zur Ausübung der ihm
nach dem neuen Absatz 3 Satz 2 obliegenden Rechts- und
Fachaufsicht verstärkt werden.
Die Änderung im neuen Absatz 6 ist eine sich aus der Ände-
rung des neuen Absatzes 1 ergebende Folgeänderung.

Zu Nummer 10
Mit der Reform des Betriebsverfassungsgesetzes 2001 ist
mit der Aufhebung des Gruppenprinzips Arbeiter/Ange-
stellte auch die Möglichkeit der gruppenfremden Kandida-
tur nach § 12 BetrVG a. F. aufgehoben worden. Eine ent-
sprechende Regelung besteht für das PostPersRG nicht.
Dies wurde im Nachhinein kritisiert und darauf hingewie-
sen, dass von der Möglichkeit der gruppenfremden Kandi-
datur in den Post-AGs reger Gebrauch gemacht worden ist.
Mit der Ergänzung des § 26 um die vorgesehene
Nummer 4a soll im Bereich der Post-AGs die gruppen-
fremde Kandidatur wieder ermöglicht werden.

Zu den Nummern 11 bis 15 (§§ 28, 29 Abs. 1 und 3 und
den §§ 30, 31 und 37)

Mit der Einfügung der Angabe („sowie nach § 4 Abs. 4
Satz 1 bis 3“) in § 28 Satz 1, § 29 Abs. 3 Satz 1, § 30 Satz 1
und § 31 Satz 2 und der Anfügung des Satzes 2 („Ent-
sprechendes gilt bei der Zuweisung nach § 4 Abs. 4 Satz 1
bis 3.“) in § 29 Abs. 1 wird klargestellt, dass der Betriebsrat
auch zu beteiligen ist, wenn bei den Post-AGs beschäftigten
Beamtinnen und Beamten Tätigkeiten bei Drittunternehmen
zugewiesen werden sollen. Die Regelung ist erforderlich,
weil § 76 Abs. 1 Nr. 5a BPersVG eine Beteiligung der Inte-
ressenvertretung nur bei Zuweisungen vorsieht, die auf
§ 123a BRRG beruhen. Mit den Änderungen in § 29 Abs. 6
und 7 werden unterlassene Folgeänderungen, die sich aus
Artikel 24 des Gesetzes zur Neuordnung des Bundesdiszi-
plinarrechts vom 9. Juli 2001 (BGBl. I S. 1510, 1533) er-
gaben (§ 1 Abs. 3 wurde aufgehoben; die Absätze 4 bis 8
wurden Absätze 3 bis 7), nachgeholt.
In § 31 Satz 3 und § 37 Abs. 2 erfolgt eine Anpassung an
den Sprachgebrauch des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
(Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2001, BGBl. I S. 1046).

Zu Artikel 2 (Änderung der MArbV)
Voraussetzung für die Möglichkeit des Ausgleichs von
Mehrarbeit durch Vergütung ist nach geltendem Recht die
Tätigkeit im Betriebsdienst der Nachfolgeunternehmen der
Deutschen Bundespost. Durch eine zunehmende Verflech-
tung der Einsatzbereiche ist eine Trennung zwischen Be-
triebs- und Verwaltungsdienst jedoch vielfach nicht mehr
möglich. Durch die Einführung der Wörter „im Dienst“ vor
den Wörtern „der Nachfolgeunternehmen der Deutschen
Bundespost“ entfällt die bestehende Einschränkung im Be-
reich der Post-AGs.
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Zu Artikel 3
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang.

Zu Artikel 4
Neufassung des Postpersonalrechtsgesetzes.

Zu Artikel 5
Inkrafttreten.

C. Finanzielle Auswirkungen
1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand
Durch die Neufassung entstehen für den Bundeshaushalt
keine Kosten.

2. Vollzugsaufwand
Die Regelungen sind im Wesentlichen von den Post-AGs
anzuwenden. Beim Bund entsteht Vollzugsaufwand für den
Erlass der Sonderzahlungs- und Leistungsentgeltverordnun-
gen und der Jubiläumszuwendungsverordnungen, der perso-
nalwirtschaftlich aber nicht relevant ist.

D. Sonstige Kosten
Durch die Anwendung der neu gefassten Vorschriften sind
bei den Post-AGs dann zusätzliche Kosten zu erwarten,
wenn sie für die Zahlung der unternehmerischen Sonderzah-
lungen und Leistungsentgelte über die hierfür zu verwen-
dende Sonderzahlung („Weihnachtsgeld“) freiwillig weitere
Beträge im Rahmen der §§ 42a und 67 BBesG aufwenden.

Preiswirkungsklausel
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, ins-
besondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu
erwarten.

E. Stellungnahmen der Gewerkschaften
Die Gewerkschaften des Postpersonals waren frühzeitig ein-
gebunden. Die Spitzenorganisationen der zuständigen Ge-
werkschaften (Deutscher Gewerkschaftsbund, Deutscher
Beamtenbund und Christlicher Gewerkschaftsbund) wurden
nach § 94 BBG beteiligt. Kernpunkte der Kritik sind die in
den §§ 4 und 10 enthaltenen Regelungen zur Zuweisung und
zum Wegfall der Sonderzahlung bzw. Neuregelung leis-
tungsbezogener Gehaltsbestandteile. Die Spitzenorganisa-
tionen haben sich im Wesentlichen wie folgt geäußert:

Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)
Zu Nummer 4a (§ 4 Abs. 3)
In der Möglichkeit, die Beurlaubungszeit über 10 Jahre
hinaus zu verlängern, sieht der DGB die dauerhafte Frei-
stellung von der Dienstleistungspflicht zur Verwirklichung
privatnütziger Interessen. Er sieht hierin einen verfassungs-
rechtlich nicht hinnehmbaren Formenmissbrauch. Regeln
über eine diskriminierungsfreie Rückkehr aus der Beurlau-
bung seien in dem Entwurf nicht enthalten.

Zu Nummer 4b (§ 4 Abs. 4)
Die mit der Privatisierung der Deutschen Bundespost ge-
schaffene Verfassungsrechtslage (Artikel 143b Abs. 3 GG)
sehe die Zuweisung von Tätigkeiten außerhalb der Mutter-
gesellschaften nicht vor. Insofern bedeuteten die vorge-
sehenen Zuweisungsregelungen eine Abkehr von den her-
gebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums, wie sie in
Artikel 33 Abs. 5 GG geschützt seien. Die Dienstherrn-
befugnisse seien nur den Muttergesellschaften übertragen
worden. Nur hinsichtlich dieser bestehe auch die Rechtsauf-
sicht des BMF. Die Parallele zu § 123a BRRG sei nicht zu-
lässig. Diese Norm regele nur den vorübergehenden Einsatz
von Beamtinnen und Beamten zur Optimierung des Perso-
naleinsatzes im dringenden öffentlichen Interesse. Hier gehe
es aber um eine Zuweisung zu Unternehmen ohne öffentli-
che Aufgabe. Vor diesem Hintergrund werde eine Zuwei-
sung gegen den Willen der oder des Betroffenen abgelehnt.

Zu Nummer 5a (§ 10 Abs. 1 bis 3)
Der DGB stimmt der in § 10 Abs. 1 vorgesehenen Strei-
chung der Sonderzahlung hinsichtlich der bei der Deutschen
Telekom AG beschäftigten Beamtinnen und Beamten vor
dem Hintergrund des dort geschlossenen „Beschäftigungs-
bündnisses“ (Kompensation der wegfallenden Sonderzah-
lung durch Absenkung der Wochenarbeitszeit) zu. Bezüg-
lich der Deutschen Post AG und der Deutschen Postbank
AG lehnt er die Streichung der Sonderzahlung ab, weil eine
verbindliche Aussage der Deutschen Post AG und der Deut-
schen Postbank AG hinsichtlich der Gewährleistung einer
Kompensation nicht bestehe und die Frage, ob und ggf. in
welcher Höhe künftig gemäß § 10 Abs. 2 Sonderzahlungen
oder Leistungsentgelte gezahlt würden, maßgeblich zur Dis-
position der Unternehmen stünde. Auch werde die beab-
sichtigte Annäherung der Bezahlungsstrukturen der Beam-
tinnen und Beamten an die der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer insofern nicht erreicht, als konkrete abwei-
chende tarifvertragliche Regelungen für Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer zurzeit bestünden.

Zu Nummer 5a (§ 10 Abs. 4)
Nach Auffassung des DGB steht die finanzielle Abgeltung
von Mehrarbeit sowohl im Widerspruch zur Fürsorgepflicht
des Dienstherrn als auch zu der Vorgabe, dass Beamtinnen
und Beamten, die bei den Post-AGs beschäftigt werden,
keine privatisierungsbedingten Nachteile gegenüber den bei
Behörden tätigen Beamtinnen und Beamten erwachsen dür-
fen. Die Regelung führe darüber hinaus zu einem verringer-
ten Vertreterbedarf und somit zu weiteren Arbeitsplatzredu-
zierungen.

Deutscher Beamtenbund (DBB)
Zu Nummer 4b (§ 4 Abs. 4)
Der Deutsche Beamtenbund lehnt die Zuweisung ebenfalls
aufgrund verfassungsrechtlicher Bedenken – insbesondere
unter Hinweis auf Artikel 143b Abs. 3 GG – ab. Die Be-
schäftigung von Beamten in den Post-AGs sei grundsätzlich
nur in den Muttergesellschaften vorgesehen. Die zurzeit be-
stehenden Beurlaubungsmöglichkeiten reichten im Übrigen
völlig aus. Insofern komme eine Zuweisung allenfalls nur
mit dem Einverständnis der oder des Betroffenen in Be-
tracht.
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Zu Nummer 5a (§ 10 Abs. 1 bis 3)
Der DBB lehnt die Streichung der Sonderzahlung für die bei
den Post-AGs beschäftigten Bundesbeamtinnen und Bun-
desbeamten ab. Diese dürften nicht anders behandelt wer-
den, als die übrigen Beamtinnen und Beamten des Bundes.
Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Unternehmen
lasse die Zahlung der Sonderzahlung auch weiterhin zu. Die
bloße Möglichkeit, Sonderzahlungen und Leistungsentgelte
durch Rechtsverordnung zu gewähren, sei nicht ausrei-
chend.

Zu Nummer 5a (§ 10 Abs. 4)
Nach Auffassung des DBB müsse es auch künftig bei dem
Grundsatz „Dienstbefreiung vor Barabgeltung“ bleiben. Zu-
mindest sollte das Wahlrecht hierüber der Beamtin oder
dem Beamten eingeräumt werden. Darüber hinaus sehe man
die Gefahr, dass Arbeitsplätze abgebaut würden bzw. die
Arbeitsbelastung der Beschäftigten weiter erhöht werde.

Zu den Nummern 10 ff. (§§ 26 ff.)
Hinsichtlich der Zuweisungsregelungen fordert der DBB,
dass die Beamtin und der Beamte, der bzw. dem Tätigkeiten
bei einem Unternehmen zugewiesen werden, das aktive
Wahlrecht in beiden Betrieben erhalte, da sowohl der Zu-
weisungs- als auch der Herkunftsbetrieb in Belangen der
Beamten betriebsverfassungsrechtlich beteiligt würden,
während das passive Wahlrecht im Zuweisungsbetrieb be-
stehen solle, da dort die tatsächliche Eingliederung in den
Arbeitsablauf erfolge.

Christlicher Gewerkschaftsbund (CGB)
Zu Nummer 4b (§ 4 Abs. 4)
Der CGB lehnt diese Regelung ab. Artikel 143b Abs. 3 GG
gehe nur von einer Beschäftigung bei den Post-AGs selbst

aus. Hiermit sei eine Zuweisung von Tätigkeiten bei einem
Tochter- oder Enkelunternehmen gegen den Willen der oder
des Betroffenen nicht vereinbar. Insbesondere bestehe die
Gefahr einer unterwertigen Beschäftigung in dem Unterneh-
men, bei dem der Beamtin oder dem Beamten Tätigkeiten
zugewiesen würden. Auch sei das Kriterium eines dringen-
den betriebswirtschaftlichen oder personalwirtschaftlichen
Interesses für eine Zuweisung mit dem Beamtenrecht nicht
vereinbar. Schließlich fehlten Regelungen hinsichtlich der
Rückkehr der Beamtin oder des Beamten ebenso wie Rege-
lungen für die Fälle der Veräußerung von Unternehmen
bzw. deren Insolvenz.

Zu Nummer 5a (§ 10 Abs. 1 bis 3)

Der CGB sieht in der Streichung der Sonderzahlung einen
Verstoß gegen Artikel 143b Abs. 3 i. V. m. Artikel 3 GG
und lehnt die Regelung insgesamt ab. Die bei den Post-AGs
beschäftigten Bundesbeamtinnen und Bundesbeamten dürf-
ten nicht anders behandelt werden, als die übrigen Beamtin-
nen und Beamten des Bundes.

Zu Nummer 5a (§ 10 Abs. 4)

Auch der CGB vertritt die Auffassung, dass es bei dem
Grundsatz „Dienstbefreiung vor Barabgeltung“ bleiben
müsse. Zumindest müsse der Beamtin oder dem Beamten
das Wahlrecht hierüber eingeräumt werden. Darüber hinaus
seien ein weiterer Arbeitsplatzabbau und eine weitere Stei-
gerung der Arbeitsbelastung zu befürchten.

(F. Schlussformel wird nach Zustandekommen
des Gesetzes angefügt)
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